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Ein Bericht des US-Sonderermittlers Jack Smith sorgt für Aufsehen. Laut dem Dokument wäre
der ehemalige Präsident Donald Trump in einem Verfahren zur Wahlmanipulation nach der
Präsidentschaftswahl 2020 verurteilt worden – hätte er nicht die Wahl 2024 gewonnen. Der
Bericht betont, dass ausreichende Beweise für eine Verurteilung vorlagen, jedoch
verfassungsrechtliche und politische Umstände eine Strafverfolgung verhinderten.

Hintergrund der Ermittlungen

Der Sonderermittler Jack Smith wurde von Justizminister Merrick Garland beauftragt, die Rolle
Donald Trumps und seines Teams im Zusammenhang mit der versuchten Annullierung der
Wahlergebnisse 2020 zu untersuchen. Die Ermittlungen umfassten Trumps Aufrufe an
Wahlbeamte, die Wahlresultate in Schlüsselstaaten zu ändern, und seine Rolle bei der
Mobilisierung von Unterstützern, die letztlich am 6. Januar 2021 das US-Kapitol stürmten.

Der jetzt veröffentlichte Bericht umfasst 174 Seiten und enthält detaillierte Darstellungen der
Beweise, die Smiths Team gesammelt hat. Diese Beweise, so der Bericht, seien ausreichend
gewesen, um vor Gericht eine Verurteilung zu erreichen. Allerdings sei es nicht möglich
gewesen, Trump während seiner Amtszeit anzuklagen, da ein amtierender Präsident nach
derzeitiger Rechtsauslegung Immunität genießt.

Die zentrale Aussage: „Hätte Trump nicht gewonnen…“

Der Bericht hält fest: „Aber für Herrn Trumps Wahl und die bevorstehende Rückkehr ins
Präsidentenamt bewertete die Behörde die zulässigen Beweise als ausreichend, um eine
Verurteilung vor Gericht zu erzielen und aufrechtzuerhalten.“ Diese Formulierung hat
weitreichende Implikationen. Sie deutet darauf hin, dass Trumps erneuter Wahlerfolg den
Rechtsweg blockiert hat, da ein amtierender Präsident nicht strafrechtlich verfolgt werden
kann.

Damit steht der Fall in einer rechtlichen Grauzone, die von vielen Kritikern als Schwachstelle
im amerikanischen Justizsystem gesehen wird.
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Die Rolle der Beweise

Zu den wesentlichen Beweisen, die im Bericht aufgeführt werden, gehören:

Telefonaufzeichnungen und Dokumente, die belegen sollen, dass Trump Wahlbeamte
unter Druck setzte, die Ergebnisse zu ändern.
Zeugenaussagen aus seinem inneren Kreis, die zeigen, dass Trump wiederholt versucht
habe, die rechtmäßige Zertifizierung der Wahl zu verhindern.
Hinweise auf eine bewusste Strategie, Desinformation zu verbreiten, um Zweifel an der
Legitimität der Wahl zu säen.

Ein zentraler Punkt in den Ermittlungen war Trumps Gespräch mit dem Wahlleiter von
Georgia, Brad Raffensperger. In diesem Telefonat drängte Trump darauf, „11.780 Stimmen“
zu finden – genau die Anzahl, die erforderlich gewesen wäre, um Georgia für sich zu
gewinnen.

Reaktionen auf den Bericht

Donald Trump hat die Veröffentlichung des Berichts scharf kritisiert. In einer Stellungnahme
bezeichnete er Jack Smith als „politischen Hitzkopf“ und warf ihm vor, Teil einer „Hexenjagd“
gegen ihn zu sein. Trump behauptete weiter, dass die Ermittlungen von der Biden-
Administration beeinflusst worden seien, um seinen politischen Ruf zu schädigen.

Die Republikanische Partei steht größtenteils geschlossen hinter Trump. Führende Politiker
bezeichneten den Bericht als „politisches Manöver“, während Kritiker innerhalb der Partei –
eine Minderheit – betonten, dass die Vorwürfe nicht einfach ignoriert werden könnten.

Auf der anderen Seite äußerten sich viele Demokraten und Rechtsexperten alarmiert über die
Implikationen des Berichts. Sie argumentieren, dass Trumps Fall ein Beispiel dafür sei, wie
politische Macht den Rechtsstaat unterminieren kann.
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Was bedeutet das für die Zukunft?

Der Bericht wirft eine zentrale Frage auf: Sollte ein amtierender Präsident strafrechtlich
verfolgt werden können? In den USA besteht derzeit ein Konsens, dass ein solcher Schritt
nicht möglich ist, da er die Exekutivfunktion des Präsidenten behindern könnte. Doch die
Kritik an dieser Praxis wächst, da sie eine potenzielle Gesetzesübertretung durch den
Präsidenten ungestraft lässt – zumindest während seiner Amtszeit.

Einige Juristen und Politiker fordern nun, diese Immunität zu überdenken, um sicherzustellen,
dass niemand über dem Gesetz steht. Sie sehen in Trumps Fall ein gefährliches
Präzedenzbeispiel, das dazu führen könnte, dass zukünftige Präsidenten die gleichen
Schlupflöcher nutzen.

Die Rolle der öffentlichen Meinung

Der Bericht polarisiert nicht nur die politische Landschaft, sondern auch die amerikanische
Gesellschaft. Während Trumps Unterstützer in ihm weiterhin einen Kämpfer gegen ein
„korruptes System“ sehen, wächst bei seinen Gegnern die Frustration über die scheinbare
Straflosigkeit von Machtmissbrauch.

Die anstehende Präsidentschaftswahl 2024 wird entscheidend sein – nicht nur für Trumps
politische Zukunft, sondern auch für das Vertrauen der Amerikaner in die Integrität ihres
Rechtssystems.

Ein Präzedenzfall mit weitreichenden Folgen

Jack Smiths Bericht ist mehr als eine Anklageschrift gegen Donald Trump. Er ist ein Weckruf,
der die Schwächen des amerikanischen Systems aufzeigt. Ob es den politischen Willen geben
wird, diese zu beheben, bleibt unklar. Doch eines steht fest: Der Fall Trump wird in die
Geschichte eingehen – als eine der größten Herausforderungen für die Demokratie der
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Vereinigten Staaten.


